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Rechtsbündnis gefordert

»Lizenzen zum Ausplündern«

CDU und CSU machen in der Asylpolitik ihre Bedingungen für Koalitionsverhandlungen 
mit Grünen und FDP klar. Sondierungsgespräche ab 18. Oktober. Von Jana Frielinghaus

Eine internationale Konferenz in Leipzig über Migration, Entwicklung und die ökologische Krise

Erst einmal haben die Spitzen 
von CDU und CSU am Sonntag 
abend klargemacht, wohin die 

Reise politisch gehen soll. In Sachen 
Asylpolitik kommt man den Forderun-
gen der AfD-Wähler nach Begrenzung 
des »Zuzugs« entgegen – mit der von der 
bayrischen CSU verlangten »Obergren-
ze« für die Aufnahme von Geflüchte-
ten. Bundeskanzlerin und CDU-Chefin 
Angela Merkel teilte am Montag auf 
einer gemeinsamen Pressekonferenz 
mit CSU-Chef Horst Seehofer in Ber-
lin auch mit, sie habe die Spitzen von 
Grünen und Liberalen für den 18. Ok-
tober zu ersten getrennten Gesprächen 
über ein Regierungsbündnis eingeladen. 
Zwei Tage später soll eine gemeinsame 
Sondierung mit beiden Parteien statt-
finden.

Am Sonntag waren führende Politiker 
der Unionsparteien zu einem »Krisen-
gipfel« zusammengekommen (siehe 
jW vom Montag). Dessen Ergebnis war 
ein »Asyl- und Zuwanderungskonzept«. 
Kern der Einigung ist die Begrenzung 
der Aufnahme von Menschen »aus hu-
manitären Gründen« auf 200.000 jähr-
lich. Ausnahmen – nach oben, vor allem 
aber auch nach unten – sind für »Son-
dersituationen« vorgesehen. Das Papier 
sieht auch vor, dass Menschen mit nur 
»subsidiärem« Schutzstatus weiterhin 
das Nachholen von Kindern, Eltern und 
Ehepartnern verwehrt werden soll – über 
den März 2018 hinaus. Mittlerweile 
wird den meisten Kriegsflüchtlingen nur 
noch dieser Status gewährt, um die Fa-
milienzusammenführung zu verhindern.

CDU und CSU streben außerdem 
weitere Abkommen mit Herkunfts- und 
Transitländern ähnlich dem bereits vor 
zwei Jahren mit der Türkei abgeschlos-
senen an. Das heißt: Staaten bekommen 
Geld dafür, dass sie Geflüchtete nicht 
weiterreisen lassen und sie mit dem 
Nötigsten versorgen. Neu ankommende 
Schutzsuchende sollen künftig in »Ent-

scheidungs- und Rückführungszentren« 
bleiben – bzw. festgesetzt werden, bis 
ihr Asylbescheid bzw. dessen Ablehnung 
vorliegt. Weiter wollen CDU und CSU 
endlich ihr Vorhaben umsetzen, Marok-
ko, Algerien und Tunesien zu sicheren 
Herkunftsländern zu erklären. Die Ober-
grenze betrifft nicht Arbeitsmigranten 
aus anderen EU-Mitgliedsstaaten. Im 
Papier heißt es dazu, die »Einwanderung 
in den Arbeitsmarkt« müsse sich am Be-
darf der Wirtschaft orientieren. Deshalb 
soll ein »Fachkräfte-Zuwanderungsge-
setz« erarbeitet werden.

Grünen-Chefin Simone Peter kriti-
sierte via Twitter, die Höchstzahl bei der 
Aufnahme Schutzsuchender sei »völlig 
beliebig, also rein ideologisch festge-
legt«. Für ihre Partei gelte das Grund-

recht auf Asyl. Am Montag äußerte sie 
sich gegenüber dem WDR vorsichtig. 
Das Unionspapier enthalte »Punkte, die 
wir bisher klar abgelehnt haben«, da-
runter weitere sichere Herkunftsländer 
und Abschiebeeinrichtungen. Dennoch 
schloss sie eine Einigung bei den Son-
dierungsgesprächen mit Union und FDP 
nicht aus.

FDP-Vizechef Wolfgang Kubicki sag-
te gegenüber der Nachrichtenagentur 
Reuters, der Unionskompromiss werde 
die Koalitionsverhandlungen nicht über-
stehen. Anerkennenswert findet er, dass 
die CDU die CSU »auf dem Weg zu 
einem Zuwanderungsgesetz mitgenom-
men« habe. Seine Partei werde »einen 
konstruktiven Vorschlag unterbreiten, 
mit dem Problem ungeregelten Zuzugs 

fertigzuwerden«, kündigte Kubicki an.
CSU-Generalsekretär Andreas 

Scheuer, der mitverhandelt hatte, beton-
te unterdessen am Montag am Rande 
einer CSU-Landesgruppensitzung in 
Berlin, der Kompromiss sei für ihn mit 
FDP und Grünen nicht mehr verhandel-
bar. Er zeigte sich mit Blick auf die an-
stehenden Gespräche dennoch optimis-
tisch: »Man sieht ja heute schon bei den 
Grünen diverse Meinungsunterschiede. 
Und die, die noch an einem Realitätsver-
lust in Sachen Zuwanderung leiden, die 
werden auch noch normal werden.« Wer 
die politische Situation in Deutschland 
und das Wahlergebnis vor zwei Wochen 
richtig deute, der müsse »Zuwande-
rung« begrenzen. 

 � (mit dpa und Reuters)

Zum Auftakt der Tagung wies 
Boniface Mabanza Bambu da-
rauf hin, dass die Menschen in 

Afrika und allgemein in Entwicklungs-
ländern Räume brauchen, »in denen 
sie Veränderungen selbst gestalten 
können«. Entwicklung könne nicht 
von außen gesteuert werden, sagte 
der aus der Demokratischen Republik 
Kongo stammende Philosoph, Litera-
turwissenschaftler und Theologe auf 
der Konferenz »Selbstbestimmt und 
Solidarisch! Zu Migration, Entwick-
lung und ökologischer Krise« am Wo-
chenende in Leipzig.

Mabanza, Koordinator der Kirch-
lichen Arbeitsstelle Südliches Afri-
ka (KASA) in Heidelberg, schenkte 
dem Publikum eine halbe Stunde Ge-
schichtsunterricht, vom Kolonialismus 
bis zur Gegenwart. Es gebe »Kräfte des 
Todes und der Zerstörung«, die welt-
weit Krisen verursachten. In Afrika sei 
die Herrschaft der früheren Kolonial-
mächte nach den Befreiungskriegen in 
den 1960er Jahren faktisch fortgesetzt 
worden. Mit dem Ende der Sowjet-
union 1989 habe der Neoliberalismus 
seinen Siegeszug angetreten. Staat-
liche Institutionen würden zurückge-

baut bzw. »verschlankt«, um privaten 
Akteuren »mehr Raum zu geben«.

Rund 350 Gäste aus Südafrika, Gui-
nea, der DR Kongo, aus dem Niger, 
aus Mali, den Niederlanden, aus Öster-
reich und Deutschland waren zu dem 
Kongress angereist, dier vom interna-
tionalen Zusammenschluss »Afrique-
Europe-Interact«, dem Entwicklungs-
netzwerk Sachsen e. V. sowie dem 
»Konzeptwerk Neue Ökonomie« orga-
nisiert worden war. Alle Podien fanden 
auf Deutsch, Französisch und Englisch 
statt. Ein Dutzend große Organisatio-
nen unterstützte die Veranstaltung, da-
runter die kirchlichen Hilfswerke Brot 
für die Welt und Misereor, die SPD-
nahe Friedrich-Ebert-Stiftung und die 
der Linkspartei nahestehende Rosa-
Luxemburg-Stiftung.

Ein Novum des Treffens war der 
Versuch, die verschiedenen Schwer-
punkte unter einen Hut zu bringen: 
Neben den Gründen für Flucht und 
Migration wurden auch die Situation 
der Frauen und Fragen von Entwick-
lung, globaler Ungleichheit sowie 
kolonialer Vergangenheit, aktueller 
Entwicklungspolitik sowie Rassismus 
in Europa und in Deutschland im Zu-

sammenhang betrachtet. Ziel war es 
unter anderem, die Zusammenarbeit 
zwischen verschiedene Sozialbewe-
gungen zu fördern, die in den Berei-
chen Antirassismus, Landwirtschaft, 
Klimagerechtigkeit sowie in der so-
genannten Degrowth- bzw. Postwachs-
tumsbewegung aktiv sind.

Mabanza zeigte in seinem Referat 
auf, wie stark die genannten Phäno-
mene, Tendenzen und Bewegungen 
zusammenhängen. So hätten zum Bei-
spiel Monokulturen, etwa von Mais 
und Baumwolle, die traditionelle 
Landwirtschaft verdrängt, durch die 
die Länder Afrikas sich selbst mit Le-
bensmitteln versorgen konnten. Viele 
Staaten hätten »das Lied der Welthan-
delsorganisation singen« müssen und 
deshalb ihre Märkte für die Produkte 
der Industriestaaten geöffnet – mit ver-
heerenden Folgen für afrikanische Far-
mer und Unternehmer. Der Staat habe 
sich außerdem vielfach aus der Finan-
zierung von Bildung, Gesundheit und 
Infrastruktur zurückgezogen. Eine 
Folge: Islamistische Gruppen könnten 
leichter Menschen beeinflussen, die 
keinen Zugang zu Bildung haben.

Aufgrund der Konkurrenz durch 

subventionierte Produkte, zum Bei-
spiel aus der EU, sind in vielen afri-
kanischen Ländern die Lebensgrund-
lagen der Landwirte zerstört worden. 
Davon berichtete der Erdnussbauer 
und Aktivist Viktor Nzuzi aus eige-
ner Erfahrung. Für viele bleibe nichts 
anderes, als in die Städte zu ziehen 
oder auszuwandern, sagte er in seinem 
Vortrag. Neben Nzuzi saß ein Flücht-
ling, der es bis nach Europa geschafft 
hat: Emmanuel Mbolela, dessen Buch 
über seine Flucht – auch vor politi-
scher Verfolgung – auch auf Deutsch 
erschienen ist (»Mein Weg vom Kongo 
nach Europa: Zwischen Widerstand, 
Flucht und Exil«). Mbolela, der heute 
in den Niederlanden lebt, betonte, die 
EU finanziere zwar die Grenzagentur 
Frontex zur Abwehr Geflüchteter. An-
ders als behauptet (»Fluchtursachen 
bekämpfen«), werde aber bis heute 
nicht in den Ländern investiert, aus 
denen die Menschen fliehen müssen.

Statt dessen kauften Konzerne Re-
gierungen, wie Boniface Mabanza her-
vorhob, um »Konzessionen zu lächer-
lichen Preisen zu gewinnen. Das sind 
Lizenzen zur Ausplünderung.«

� Carmela Negrete, Leipzig

Razzia bei  
AfD-Landeschef Hampel
Lüneburg. Wegen Betrugsvorwür-
fen hat die Lüneburger Staats-
anwaltschaft am Montag die 
Wohnung des niedersächsischen 
AfD-Chefs Armin-Paul Hampel 
sowie die Landesgeschäfts-
stelle seiner Partei durchsuchen 
lassen. Die Razzia stehe im Zu-
sammenhang mit den im April 
2017 durch eine Strafanzeige 
ausgelösten Ermittlungen wegen 
Betrugsverdachts, teilte die Be-
hörde dazu mit. Zu den Details 
der Tatvorwürfe und den Durch-
suchungsergebnissen machte sie 
keine Angaben. Der 60jährige 
frühere ARD-Journalist Hampel 
ist zugleich auch Mitglied im 
AfD-Bundesvorstand. Bei der 
Bundestagswahl zog er über die 
Landesliste der AfD in den Bun-
destag ein. � (AFP/jW)

Grüne fordern Erhöhung 
des EU-Haushalts
Berlin/Brüssel. Der Europapoli-
tiker der Partei Bündnis 90/Die 
Grünen Reinhard Bütikofer hat 
eine Erhöhung des EU-Haushalts 
um ein Drittel der bisherigen 
Summe gefordert. Das sei der 
zuletzt vom französischen Staats-
präsidenten verlangten Investi-
tionsausweitung für die Staaten 
mit Euro-Währung vorzuziehen. 
»Macrons Euro-Zonen-Budget 
wollen wir nicht«, sagte Büti-
kofer der Rheinischen Post vom 
Montag. Laut Bütikofer sei eine 
Anhebung des EU-Etats auf bis 
zu 1,24 Prozent der Wirtschafts-
leistung vertragskonform. 2017 
hat der EU-Haushalt ein Volu-
men von 0,95 Prozent – rund 
135 Milliarden Euro. � (dpa/jW)

Sieg für Horst Seehofer: Einen »wuchtigen Erfolg« für den CSU-Chef nannte dessen Vize Manfred Weber am Montag den 
Asylkompromiss der Unionsparteien
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Zitat des Tages

Der Soziologe und Buchautor 

Heinz Bude warnt die SPD nach 

dem Absturz bei der Bundes-

tagswahl vor einem zu linken 

Kurs und einer Annäherung an 

das »Ehepaar Lafontaine« in 

der Partei Die Linke – laut Inter-

view mit der dpa vom Montag

Sie müssen diesen sen-
timentalen Traum von 
der Wiedervereinigung 
der Linken vergessen!

Redaktion Sozialismus: Die »Berliner 
Republik« rückt nach rechts | Joachim 
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